Antrag auf Genehmigung/Anzeige einer Nebentätigkeit

	1.
	Über Amt       
	und Dir./Ref. 
	     
	an das Personalamt

	
	Name, Vorname 

           
	Geb.Datum: 

     
	Dienststelle

     
	Telefon
     

	
	 FORMCHECKBOX 
 Beamtin/Beamter    FORMCHECKBOX 
 Beschäftigte/r
       
	 FORMCHECKBOX 
 vollbeschäftigt
	 FORMCHECKBOX 
 teilzeitbeschäftigt
       mit       Wo.Std.
	 FORMCHECKBOX 
 befristet   beschäftigt

	
	Die Genehmigung wird beantragt für die Ausübung nachstehender Nebentätigkeit (Art der Nebentätigkeit) :

     

	
	Name und Anschrift der Arbeitgeberin/des Arbeitgebers :
	     

	

	
	Es handelt sich um eine Tätigkeit
 FORMCHECKBOX 
  im öffentlichen Dienst
	 FORMCHECKBOX 
  außerhalb des öffentlichen Dienstes
	 FORMCHECKBOX 
  eine selbstständige Tätigkeit


	
	Höhe der Vergütung :
	
	

	
	
	 €:
	     
	        FORMCHECKBOX 
   monatlich
	 FORMCHECKBOX 
  je Stunde
	 FORMCHECKBOX 
  einmalig

	
	
	
	

	
	Dauer der Tätigkeit :
	
	

	
	   ab :
	     
	 FORMCHECKBOX 
 laufend      FORMCHECKBOX 
 gelegentlich     FORMCHECKBOX 
  einmalig     
	 FORMCHECKBOX 
  befristet bis :
	     
	

	
	
	

	
	Zeitaufwand :
	

	
	a) außerhalb der Arbeitszeit, bzw. ohne Berücksichtigung der Arbeitszeit (Stunden insgesamt je Woche) :
	     
	

	
	b) während der Arbeitszeit, bzw. unter Anrechnung der Arbeitszeit (Stunden insgesamt je Woche) :
	     
	

	
	

	
	Inanspruchnahme von Einrichtungen / Materialien der Stadt Regensburg :

	
	 FORMCHECKBOX 
   nein          FORMCHECKBOX 
   ja, (welche) :
	     

	

	
	

	
	Ich übe noch weitere Nebentätigkeiten aus :

	
	 FORMCHECKBOX 
   nein          FORMCHECKBOX 
   ja, (welche, Umfang,

                                       Arbeitgeber) :
	     

	

	
	

	
	Hinweise:

Die Aufnahme der Tätigkeit ist erst zulässig, wenn Sie die Genehmigung bzw. Bestätigung der Kenntnisnahme der Nebentätigkeit erhalten haben. Zur Bearbeitung des Antrages / der Anzeige ist es daher zwingend erforderlich, dass alle oben stehenden Fragen beantwortet sind. Vor allem die Beschreibung der Nebentätigkeit muss so klar sein, dass sich ein eindeutiges Bild ergibt und keine Abgrenzungsschwierigkeiten entstehen können. Es wird gebeten, hier ggf. ein Beiblatt zu verwenden. 
Wir machen darauf aufmerksam, dass Vergütungen für Nebentätigkeiten von Beamtinnen/Beamten, die bei Arbeitgebern des öffentlichen Dienstes erfolgen, nach Abzug eventueller Aufwendungen in vollem Umfang grundsätzlich an den Dienstherrn im Hauptarbeitsverhältnis abgeliefert werden müssen. 
Im Übrigen wird auf die Ausführungen in beiliegendem Merkblatt hingewiesen.

	
	   Datum :      
	Unterschrift :


	2.
	Stellungnahme der Dienststelle

	
	 FORMCHECKBOX 
   Versagensgründe liegen nicht vor. Mit Genehmigung der Nebentätigkeit besteht Einverständnis.
 FORMCHECKBOX 
   Der Antrag wird aus folgenden Gründen nicht befürwortet:

         FORMCHECKBOX 
  Art und Umfang der Nebentätigkeit nehmen die Arbeitskraft so stark in Anspruch, dass die

                ordnungsgemäße Erfüllung der dienstlichen Pflichten behindert werden kann.

         FORMCHECKBOX 
  Ein Widerstreit mit den dienstlichen Pflichten ist nicht auszuschließen.
         FORMCHECKBOX 
  Die Nebentätigkeit wird in einer Angelegenheit ausgeübt, in der die Stadt Regensburg tätig wird

               oder tätig werden kann.

         FORMCHECKBOX 
  Die Unparteilichkeit oder Unbefangenheit kann beeinflusst werden.

         FORMCHECKBOX 
  Die Nebentätigkeit kann zu einer wesentlichen Einschränkung der künftigen Verwendung führen.

         FORMCHECKBOX 
  Die Nebentätigkeit kann dem Ansehen der öffentlichen Verwaltung abträglich sein.
Vorgenannte Gründe bitte auf einem gesonderten Beiblatt ausführlich darlegen.

         FORMCHECKBOX 
  Sonstige Gründe:
                    


	
	Anmerkungen :     


	
	Amt :      
	Datum :      
	Unterschrift :


	3.
	Stellungnahme des Dir./ Referats

	
	 FORMCHECKBOX 
    Versagensgründe liegen nicht vor. Mit Genehmigung der Nebentätigkeit besteht Einverständnis.



	
	 FORMCHECKBOX 
    Der Antrag wird nicht befürwortet; Grund:

             


	
	Dir./ Referat:       
	Datum :      
	Unterschrift :

	4.
	Personalamt z.w.V.
	


	Merkblatt zur Genehmigung von Nebentätigkeiten

	I..
	Allgemeines

	
	Beamtinnen und Beamte des öffentlichen Dienstes in Bayern bedürfen zur Ausübung einer Nebentätigkeit grundsätzlich der Genehmigung durch den Dienstherrn. Die Genehmigungspflicht entfällt nur in ganz bestimmten Fällen, die ausdrücklich im Nebentätigkeitsrecht bestimmt sind. Die Stadt Regensburg ist verpflichtet, die vorhandenen Gesetze zur Einschränkung von Nebentätigkeiten strikt anzuwenden, damit die Tätigkeiten neben dem Hauptberuf bei der Stadt Regensburg in einem vertretbaren Rahmen bleiben. Tarifbeschäftigte müssen die Ausübung einer Nebentätigkeit rechtzeitig vorher schriftlich anzeigen. 
Es wird erwartet, dass sich alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt Regensburg bei der Ausübung von Nebentätigkeiten Zurückhaltung auferlegen und insbesondere nicht in Konkurrenz zu freien Berufen und Gewerbebetrieben treten.

Zudem wird darauf hingewiesen, dass über Nebentätigkeiten durch deren Auftraggeber gezielt Verbindungen/Kontakte zu städtischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aufgebaut werden könnten, um diese für korruptive Handlungen zu nutzen. Auf die Korruptionsbekämpfungsrichtlinien der Stadt Regensburg (Verwaltungsanordnung Nr. SK b 1) wird hierzu verwiesen.

	II..
	Rechtsgrundlagen

	
	Die rechtliche Beurteilung von Nebentätigkeiten ist den Artikeln 81 bis 86 des Bayeri-schen Beamtengesetzes und der Verordnung über die Nebentätigkeit von Beamten (Bayerische Nebentätigkeitsverordnung) zu entnehmen. Für Beamte gelten diese Vor-schriften unmittelbar, für kommunale Wahlbeamte gelten sie über Art. 43 KWBG. Für Tarifbeschäftigte gelangt § 3 Abs. 3 TVöD zur Anwendung.

	
	Die Artikel 81 und 82 BayBG, in denen die Genehmigungspflicht und Genehmigungs-fähigkeit geregelt sind, lauten auszugsweise :

	
	Art. 81 Abs. 1-3 BayBG ( Abs. 4 bis 7 werden nicht wiedergegeben ) :

	
	Nebentätigkeiten; Übernahmeverpflichtung, Genehmigungspflicht, Benutzung von Einrichtungen

	
	(1)
	Der Beamte ist verpflichtet, auf schriftliches Verlangen seines Dienstherrn eine Nebentätigkeit (Ne-benamt, Nebenbeschäftigung) im öffentlichen Dienst zu übernehmen, sofern diese Tätigkeit seiner Vorbildung oder Berufsausbildung entspricht und ihn nicht über Gebühr in Anspruch nimmt.

	
	(2)
	Der Beamte bedarf zur Übernahme jeder anderen Nebentätigkeit der vorherigen Genehmigung, so-weit die Nebentätigkeit nicht nach Art. 82 Abs. 1 genehmigungsfrei ist. Als Nebentätigkeit gilt nicht die Wahrnehmung öffentlicher Ehrenämter sowie die unentgeltliche Führung der Vormundschaft, Betreuung oder Pflegschaft für einen Angehörigen; ihre Übernahme ist vor Aufnahme dem unmittel-baren Dienstvorgesetzten schriftlich anzuzeigen.

	
	(3)
	Die Genehmigung ist zu versagen, wenn zu besorgen ist, dass durch die Nebentätigkeit dienstliche Interessen beeinträchtigen werden. Ein solcher Versagungsgrund liegt insbesondere vor, wenn die Nebentätigkeit

	
	a)
	nach Art und Umfang die Arbeitskraft des Beamten so stark in Anspruch nimmt, dass die ord-nungsgemäße Erfüllung seiner dienstlichen Pflichten behindert werden kann,

	
	b)
	den Beamten in einen Widerstreit mit seinen dienstlichen Pflichten bringen kann,

	
	c)
	in einer Angelegenheit ausgeübt wird, in der die Behörde, der der Beamte angehört, tätig wird oder werden kann,

	
	d)
	die Unparteilichkeit oder Unbefangenheit des Beamten beeinflussen kann,

	
	e)
	zu einer wesentlichen Einschränkung der künftigen dienstlichen Verwendbarkeit des Beamten führen kann,

	
	f)
	dem Ansehen der öffentlichen Verwaltung abträglich sein kann.

	
	Die Voraussetzung des Satzes 2 Nr. 1 gilt in der Regel als erfüllt, wenn die zeitliche Beanspruchung durch eine oder mehrere Nebentätigkeiten in der Woche acht Stunden nicht überschreitet. […] Die Genehmigung ist auf längstens 5 Jahre zu befristen; sie kann mit Auflagen und Bedingungen versehen werden. Der Beamte kann verpflichtet werden, mit Ablauf eines jeden Kalenderjahres seinem Dienstvorgesetzten eine Aufstellung aller im Kalenderjahr ausgeübten genehmigungspflichtigen Nebentätigkeiten und die dafür erhaltenen Entgelte und geltwerten Vorteile vorzulegen. 

	
	Ergibt sich eine Beeinträchtigung dienstlicher Interessen nach Erteilung der Genehmigung, so ist diese zu widerrufen.


	
	Artikel 82 BayBG :

	
	Genehmigungsfreie Nebentätigkeiten

	
	(1)
	Nicht genehmigungspflichtig ist :

	
	1.
	eine Nebentätigkeit, die der Beamte auf Vorschlag oder Veranlassung seines Dienstherrn übernommen hat,

	
	2.
	eine unentgeltliche Nebentätigkeit mit Ausnahme 

	
	
	a)
	der Übernahme eines Nebenamtes, einer in Art. 81 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 1 nicht ge-nannten Vormundschaft, Betreuung oder Pflegschaft sowie einer Testamentsvoll​streckung,

	
	
	b)
	der Übernahme einer gewerblichen Tätigkeit, der Ausübung eines freien Berufes oder der Mitarbeit bei einer Tätigkeit

	
	
	c)
	des Eintritts in ein Organ eines Unternehmens, sofern es sich bei dem Unternehmen nicht um eine Genossenschaft handelt, sowie der Übernahme einer Treuhänderschaft,

	
	3.
	die Verwaltung eigenen oder der Nutznießung des Beamten unterliegenden Vermögens,

	
	4.
	eine schriftstellerische, wissenschaftliche, künstlerische Tätigkeit oder Vortragstätigkeit des Beamten,

	
	5.
	die mit Lehr- oder Forschungsaufgaben zusammenhängende selbstständige Gutachtertätigkeit von Professoren und habilitierten Hochschulassistenten an staatlichen Hochschulen sowie von Beamten an wissenschaftlichen Instituten und Anstalten,

	
	6.
	die Tätigkeit zur Wahrung von Berufsinteressen in Gewerkschaften oder Berufsverbänden oder in Selbsthilfeeinrichtungen der Beamten.

	
	Die Unentgeltlichkeit einer Nebentätigkeit nach Satz 1 Nr. 2 wird durch die Gewährung einer ange-messenen Aufwandsentschädigung oder einer Gegenleistung von geringem Wert nicht ausge-schlossen.

	
	(2)

(3)
	Liegen Anhaltspunkte für eine Verletzung von Dienstpflichten vor, können Dienstvorgesetzte Verlangen, dass Beamte und Beamtinnen über Art und Umfang nicht genehmigungspflichtiger Nebentätigkeiten und die hieraus erzielten Vergütungen schriftlich Auskunft erteilen und die erforderlichen Nachweise führen. Eine nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkeit ist von den Dienstvorgesetzten ganz oder teilweise zu untersagen, wenn bei ihrer Ausübung dienstliche Pflichten verletzt werden.
Art. 81 Abs. 4und 5 gelten entsprechend.
Hinsichtlich weiterer Informationen zum Nebentätigkeitsrecht und der Ablieferungspflicht für Beamtinnen und Beamte wird auf die Verwaltungsanordnung 18.3 verwiesen, auf die im internen Netz (S:\Public\Amt 18\Verwaltungsanordnungen) zugegriffen werden kann. 

	III.
	Genehmigungsverfahren

	
	Die Genehmigung ist so rechtzeitig mittels Formblatt beim Zentralen Verwaltungsservice  zu beantragen bzw. anzuzeigen, dass die Entscheidung über den Antrag bis zur geplanten Aufnahme der Tätigkeit der Antragstellerin/dem Antragsteller bekannt gegeben werden kann. Zu beachten ist, dass der Dienstweg eingehalten werden muss und daher zeitliche Verzögerungen eintreten können.

	
	Die Beendigung der Nebentätigkeit ist schriftlich anzuzeigen. Soweit die Nebentätigkeit über den genehmigten Zeitraum hinaus ausgeübt wird, ist rechtzeitig vor Ablauf der Genehmigung eine Verlängerung zu beantragen. 

	
	
	



Stadt Regensburg – Personalamt


Stand: 20.11.2014


